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Verfassungsbeschwerde 
 
 
 

des 
 
 
Gustl Ferdinand Mollath, z.Zt. gegen seinen Willen in der Klinik für Forensische Psychiat-
rie im Bezirkskrankenhaus Bayreuth, Nordring 2, 95445 Bayreuth 
 
 
Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. iur. h.c. Gerhard Strate und Klaus-Ulrich 
Ventzke,  Holstenwall 7, 20355 Hamburg  
 
 

gegen 
 
 
den Beschluss des Oberlandesgerichts Nürnberg – 1. Strafsenat – vom 22.07.2013 (1 Ws 
333/13 WA)  
 

wegen 
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Verstoßes gegen das Grundrecht auf effektiven Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG) in Verbin-
dung mit dem Willkürverbot (Art. 3 Abs. 1 GG) und dem Rechtsstaatsgebot (Art. 20 Abs. 3 
GG).  
 
 

 
 

I. 
 

Vollmacht 
 
 
Die dieses Verfassungsbeschwerdeverfahren betreffende Vollmacht des Beschwerdeführers 
ist beigefügt.  
 
 
 
 
 

II. 
 

Verfahrensgegenstand 
 
 
Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage, ob dem Antragsteller eines strafverfahrens-
rechtlichen Wiederaufnahmeverfahrens (§§ 359 ff. StPO) im Stadium der Zulässigkeitsprü-
fung (§ 368 StPO) die Möglichkeit eröffnet ist, gegen eine Entscheidung des Wiederaufnah-
megerichts, mit der ein gegen ein Gerichtsmitglied gerichtetes Ablehnungsgesuch (§ 24 StPO) 
als unbegründet verworfen worden ist (§ 27 StPO), das Rechtsmittel der sofortigen Be-
schwerde zu ergreifen (§ 28 Abs. 2 S. 1 StPO). Der Beschwerdeführer macht geltend, das 
Oberlandesgericht Nürnberg habe in objektiver willkürlicher Weise (Art. 3 Abs. 1 GG) und 
unter Verstoß gegen das Rechtsstaatsgebot des Art. 20 Abs. 3 GG seine Rechtsschutzmög-
lichkeiten i. S. d. Art. 19 Abs. 4 GG beeinträchtigt, indem es die Vorschrift des § 28 Abs. 2  
S. 2 StPO in der genannten Verfahrenkonstellation analog angewendet und unter Hinweis 
hierauf seine sofortige Beschwerde als unzulässig verworfen hat.  
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III. 

 
Verfahrensgang 

 
 
 
Der Verfassungsbeschwerde liegt folgender Sachverhalt zugrunde:  
 
 
 
 
1. Der Beschwerdeführer wird seit dem 27.02.2006 gegen seinen Willen in verschiedenen 
psychiatrischen Anstalten interniert. Dies geschah zuerst auf der Grundlage eines am 
01.02.2006 erlassenen Unterbringungsbefehls des Landgerichts Nürnberg-Fürth und im 
Anschluß hieran aufgrund eines am 13.02.2007 rechtskräftig gewordenen Urteils desselben 
Gerichts vom 08.08.2006, mit dem der Beschwerdeführer einerseits freigesprochen, anderer-
seits seine Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 StGB angeord-
net worden war. Dieses Urteil wurde Gegenstand von Wiederaufnahmeanträgen der Verteidi-
gung vom 19.02.2013 und der Staatsanwaltschaft Regensburg vom 18.03.2013. Eine Ent-
scheidung des Landgerichts Regensburg über diese Anträge ist erst1 am 24.07.2013, also 
sechs Tage nach dem verfahrensgegenständlichen Beschluss, ergangen. Mit ihrem Beschluss 
von diesem Tag2 verwarf die Strafkammer beide Wiederaufnahmeanträge als unzulässig. Den 
die  Fortdauer der Maßregelvollstreckung anordnenden Beschluss der Strafvollstreckungs-
kammer des Landgerichts Bayreuth vom 10.06.2013 hatte das Oberlandesgericht Bamberg 
mit Beschluss vom 16.07.20133 wegen durchgreifender Verfahrensmängel aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
1 Diese dilatorische Handhabung des Verfahrens durch das LG Regensburg ist Gegenstand des Verfassungsbe-
schwerdeverfahrens 2 BvR 1480/13. 
2 Der Beschluss wurde bereits am Tag der Übermittlung an die Verfahrensbeteiligten auf der Homepage des 
Landgerichts Regensburg in geschwärzter Fassung – verbunden mit einer Presseerklärung (vgl. 
http://www.justiz.bayern.de/gericht/lg/r/aktuell/04034/index.php) - veröffentlicht (vgl. 
http://www.justiz.bayern.de/imperia/md/content/stmj_internet/gerichte/landgerichte/regensburg/bwam240713_1
0_geschw_rzt.pdf). 
3 http://www.strate.net/de/dokumentation/Mollath-OLG-Bamberg-Beschluss-2013-07-16.pdf. 
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2. Dieses durch  Anträge von Staatsanwaltschaft und Verteidigung initiierte Wiederaufnah-
meverfahren hatte eine wiederaufnahmerechtliche Vorgeschichte: Die auch nunmehr für das 
Wiederaufnahmeverfahren zuständige Große Strafkammer 7 des Landgerichts Regensburg4 
wähnte sich nämlich  bereits im Winter 2011/2012 mit einem zugunsten des Beschwerdefüh 
rers eingelegten Wiederaufnahmegesuch konfrontiert. Hiermit hat es die folgende Bewandt-
nis:  
 
 
 
 
a) Mit Schreiben vom 23.11.2011 (Anlage 1) wandte sich der Zahnarzt Edward Braun an die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth mit dem folgenden Anliegen:  
 
 

„Sehr geehrte Damen und Herren der Staatsanwaltschaft,  
 
bitte veranlassen Sie unverzüglich im Fall Gustl Mollath ein Wiederaufnahmever-
fahren. Die Justizministerin Frau Dr. Merk ist ebenfalls informiert. Sie können aus 
der Anlage 1, 2 und 3 entnehmen, dass neue Gesichtspunkte aufgetreten sind. Bitte 
informieren Sie mich über Ihre Entscheidung.“ 

 
 
 
Beigefügt waren ein Vermerk Edward Brauns über seine „Erfahrungen mit Gustl und Petra 
Mollath seit 1985“, sein in Bezug genommenes Schreiben an die Justizministerin des Landes 
Bayern vom 23.11.2011 sowie ein das Verfahren betreffender Bericht der Nürnberger Nach-
richten vom 11.11.2011 mit der Überschrift „Die Bank selbst nahm die schweren Vorwürfe 
ernster als die Justiz“. Irgendwelche Ausführungen, die  dahingehend verstanden werden 
konnten, der Zahnarzt Edward Braun beabsichtige mit dieser Zuschrift, einen eigenen Antrag 
auf Wiederaufnahme des den Beschwerdeführer betreffenden Strafverfahrens zu stellen und 
berühme sich etwa ausdrücklich einer derartigen verfahrensrechtlichen Kompetenz, enthält 
die Zuschrift nebst Anlagen nicht. Sie zielte unzweifelhaft allein darauf ab, die Staatsanwalt-
schaft zum Ergreifen der notwendigen und ihr rechtlich möglichen Maßnahmen zu veranlas-
sen, um dem Beschwerdeführer zu helfen. Entsprechend wurden die „(s)ehr geehrten Damen 
und Herren der Staatsanwaltschaft“ von Braun gebeten, ihn „über Ihre Entscheidung“ zu 
informieren.  
 
 
 
 
 
 
 

                                                
4 Der Berichterstatter des nunmehrigen Verfahrens, RiLG , ist das einzige Kammermitglied, das an 
beiden Verfahren mitwirkte. 



Seite 5 

 
b) Dieser Bitte kam die Nürnberger Strafverfolgungsbehörde nicht nach. Sie trat nicht etwa 
mit dem Petenten in Kontakt, sondern missinterpretierte trotz des eindeutigen Wortlautes der 
Eingabe – aus nicht aktenkundig gewordenen Gründen – das Petitionsanliegen des Edward 
Braun als einen von ihm selbst gestellten Wiederaufnahmeantrag, um sodann länglich das in 
einer – in der Behördenhierarchie abgesicherten – Verfügung vom 21.12.2011 (Anlage 2) 
auszuführen, was für jeden Strafjuristen klar war. Braun konnte keinen „Popularwiederauf-
nahmeantrag“ stellen:   
 
 

„Der Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens ist als unzulässig zu verwerfen. 
Der Antrag wurde nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Form gestellt. Der An-
tragsteller ist nicht antragsberechtigt (§§ 365, 296, StPO). Der Antragsteller wurde 
von dem Beschuldigten auch nicht beauftragt oder bevollmächtigt, einen Wieder-
aufnahmeantrag zu stellen. Die Antragsschrift wurde zudem nicht in der gemäß § 
366 Abs. 2 StPO gesetzlich vorgeschriebenen Form abgefasst. Der Antrag kann  
 
nur mittels einer von dem Verteidiger oder einem Rechtsanwalt unterzeichneten 
Schrift oder zu Protokoll der Geschäftsstelle angebracht werden. Der Antragsteller 
trägt zudem keinen Wiederaufnahmegrund des § 359 StPO vor. Insbesondere sind 
keine neuen Tatsachen beigebracht. Die von dem Anzeigeerstatter vorgetragenen 
Umstände wurden bereits im Hauptverfahren geprüft und sind somit keine neuen 
Tatsachen.“ 
 

 
 
Edward Braun aus Gründen der Fürsorge, aber auch der beschleunigten Verfahrenserledigung 
wegen5 auf diese staatsanwaltschaftliche Sicht der Dinge aufmerksam zu machen, bevor die 
Akte von Nürnberg auf den Weg nach Regensburg gebracht wurde, schien der Staatsanwalt-
schaft aus wiederum nicht aktenkundig gewordenen Gründen offenbar nicht opportun. Diese 
staatsanwaltschaftliche Verfügung wurde Edward Braun sodann kommentarlos durch das 
Landgericht Regensburg aufgrund einer Verfügung vom 05.01.2012 übersandt. Eine Stel-
lungnahmefrist wurde ihm nicht gesetzt. Ebenso unterblieb ein Hinweis an Braun darauf, dass 
der Kammer die für jeden Sachkundigen denkbar fernliegende staatsanwaltschaftliche Be-
trachtungsweise schlüssig erschien. Knapp drei Wochen später, am 25.01.2012, wurde mit 
Beschluss der Großen Strafkammer 7 des Landgerichts Regensburg (Anlage 3) 
 
 

„der Antrag des Antragstellers Edward Braun auf Wiederaufnahme des mit Urteil 
des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 08.08.2006 abgeschlossenen Verfahrens 
gegen den Angeklagten Gustl Ferdinand Mollath (…) als unzulässig verworfen.“ 
 
(a.a.O. S. 1 u.) 
 

 
 

                                                
5 Diese Gesichtspunkte sollten im beschwerdegegenständlichen Verfahren durchaus eine Rolle spielen, um sich 
mit Argumenten des Beschwerdeführers nicht auseinandersetzen zu müssen (s.u. III. 6.). 
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Zum Verfahrensgang heißt es im Tatbestand der Beschlussgründe:  
 
 

„Mit Schreiben vom 23.11.2011, eingegangen bei der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth am 29.11.2011, hat der Zahnarzt Edward Braun – ein Freund des An-
geklagten – privatschriftlich ein Wiederaufnahmeverfahren im verfahrensgegen-
ständlichen Fall beantragt. Zum näheren Inhalt der Begründung wird auf Blatt 646 
ff. verwiesen.“ 
 
(a.a.O. S. 2) 

 
 
 
Auf welchen gedanklichen Wegen die Mitglieder der Strafkammer zu diesem von der Staats-
anwaltschaft Nürnberg-Fürth vorgeprägten, gänzlich fernliegenden Verständnis des von 
Edward Braun verfolgten Anliegens gelangten, lässt sich den Beschlussgründen nicht ent-
nehmen. Sie erschöpfen sich in einem nicht näher erläuterten Verweis auf die durch das 
Gericht nicht ausgelegten Ausführungen Brauns vom 23.11.2011. Die eigentliche Beschluss-
begründung beschränkt sich darauf, die fehlende Antragsberechtigung Edward Brauns und die 
Nichtwahrung der gesetzlich vorgeschriebenen Form festzustellen (a.a.O. S. 2), um in einem 
letzten Schritt die Rechtsgrundlage der weiteren Entscheidung zu nennen, Edward Braun „die 
durch seinen Antrag verursachten Kosten“ aufzuerlegen (a.a.O. S. 3 i.V.m. S. 1 u.)6. 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
6 Damit endet der für diese Verfassungsbeschwerde wesentliche Verfahrensabschnitt. Der Fortgang des Verfah-
rens, der mittelbar bei der angefochtenen Entscheidung eine Rolle spielt (s.u. III. 5. a.E.), verdient es gleichwohl 
berichtet zu werden. Edward Braun reagierte nämlich - nunmehr anwaltlich vertreten - auf diesen Beschluss, 
indem er am 08.02.2012 sofortige Beschwerde gegen die Kostenentscheidung einlegen ließ. Die einigermaßen 
konsternierte Argumentation des Rechtsbeistandes, seinem Mandanten sei es „ausschließlich darum (gegangen), 
dass die Staatsanwaltschaft sich mit den neu aufgetretenen Gesichtspunkten auseinandersetzt und als `objektivste 
Behörde´ sämtliche für ein Wiederaufnahmeverfahren sprechenden Tatsachen überprüft und gegebenenfalls 
selbst einen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens wegen der neuen Erkenntnisse stellt“, stieß bei der 
Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg auf unterschiedliche Reaktionen. OStA Köbl trat unter dem 12.03.2012 dem 
Beschwerdevorbringen forsch entgegen, indem er begründungslos behauptete, Brauns Schreiben stelle „nach 
Sinn und Zweck, sowie nach seiner Diktion einen (unzulässigen) Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
dar“, während LOStA Wenny am 24.02.2012 im dienstaufsichtsrechtlichen Verfahren mitgeteilt hatte, er teile 
die Auffassung, dass Braun keinen eigenen Antrag habe stellen wollen, weshalb es auch nahegelegen hätte, bei 
ihm Rücksprache zu halten. Mit Blick hierauf regte er einen später auch gestellten Antrag auf Kostennieder-
schlagung an. Das Oberlandesgericht Nürnberg verwarf mit Beschluss vom 18.04.2012 die sofortige Beschwerde 
Brauns als unzulässig, weil der Beschwerdewert nicht erreicht sei. Zudem sei sie auch unbegründet, da nach der 
Gesetzeslage „der Beschwerdeführer nämlich die Kosten seines nach Wertung des Landgerichts erfolglosen 
Wiederaufnahmeantrages zu tragen (habe)“. Die gesamten Verfahrenskosten wurden dann aber gem. § 21 GKG 
niedergeschlagen, da ein Antrag auf Wiederaufnahme „tatsächlich nicht gestellt werden sollte“. 
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3. Die bei der Großen Strafkammer 7 des Landgerichts Regensburg anhängig gemachten 
Wiederaufnahmeanträge von Staatsanwaltschaft und Verteidigung7 bezogen sich u. a. unter 
dem Blickwinkel des § 359 Nr. 5 StPO auf das, was Edward Braun zu seinen „Erfahrungen 
mit Gustl und Petra Mollath seit 1985“ dokumentiert und der Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth mit der Absicht bekannt gemacht hatte, diese zu einer Wiederaufnahme des Verfahrens 
zu veranlassen.  
 
 
 
 
 
4. Über die Zulässigkeit und Begründetheit dieser Anträge hatte – wie dargelegt – wiederum 
die Große Strafkammer 7 des Landgerichts Regensburg zu entscheiden, zu deren geschäfts-
verteilungsplanmäßiger Besetzung RiLG  zudem als Berichterstatter des Verfah-
rens, gehörte.  
 
 
 
 
 
5. Vor diesem prozessualen Hintergrund lehnte der Beschwerdeführer mit Schriftsatz seines 
Verteidigers vom 04.07.2013 (Anlage 4) den RiLG  wegen Besorgnis der Befan-
genheit ab. Anknüpfungspunkt war die folgende bereits zitierte Passage des von ihm mitun-
terzeichneten Beschlusses  vom 25.01.2012:  
 
 

„Mit Schreiben vom 23.11.2011, eingegangen bei der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth am 29.11.2011, hat der Zahnarzt Edward Braun – ein Freund des An-
geklagten – privatschriftlich ein Wiederaufnahmeverfahren im verfahrensgegen-
ständlichen Fall beantragt. Zum näheren Inhalt der Begründung wird auf Blatt 646 
ff. verwiesen.“ 
 
(Anlage 3. S. 2) 

 
 
 
Dass aus objektivierter Sicht  des Beschwerdeführers diese in Ansehung des tatsächlichen 
Verfahrensganges kafkaesken Erwägungen der Regensburger Strafkammer die Besorgnis der 
Befangenheit des abgelehnten Richters begründeten, legte die Verteidigung anschaulich dar. 
Wörtlich: 
 
 
 
 

                                                
7 S.o. III. 1. 
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„Dieser Satz war eine grobe Verfälschung des tatsächlichen Sachverhalts. Tat-
sächlich hatte Edward Braun bei der Staatsanwaltschaft Ermittlungen angeregt, 
was unschwer aus der Lektüre seines Schreibens vom 23.11.2011 (folgt – meine 
Ergänzung). Mit keinem Wort hatte er einen selbständigen Antrag auf Wieder-
aufnahme zugunsten meines Mandanten gestellt. Der RiLG  hat an die-
ser groben Verfälschung des Sachverhalts mitgewirkt, jedenfalls durch seine Un-
terschrift diese Verfälschung verantwortlich mitgetragen. Mein Mandant muss es 
nicht hinnehmen, dass Eingaben von Bürgern an die Ermittlungsbehörden, durch 
welche diese motiviert werden sollen, zu seinen Gunsten neue Ermittlungen auf-
zunehmen, in unzulässige Wiederaufnahmeanträge umgefälscht und auf diesem 
Wege der aufklärenden Tätigkeit der Ermittlungsbehörden entzogen werden. Dass 
der abgelehnte Richter hieran mitgewirkt hat, macht ihn untauglich, über die jetzt 
anhängigen Wiederaufnahmegesuche, in welchen es zum Teil um eben denselben 
Sachverhalt geht, den Edward Braun seinerzeit gewürdigt und aufgeklärt wissen 
wollte, mit zu entscheiden. Mein Mandant hat deshalb vernünftige Gründe, den 
RiLG  wegen Besorgnis der Befangenheit abzulehnen.“ 
 
(Anlage 4, S. 4) 

 
 
 
Der abgelehnte Richter äußerte sich hierzu in einer dienstlichen Stellungnahme vom 
05.07.2013 (Anlage 5). In ihr räumte er seine Mitwirkung an den Kammerbeschluss vom 
25.01.2012 ein und beanstandete die Sachverhaltsdarstellung in dem Ablehnungsgesuch 
deshalb als „unvollständig“, weil nicht mitgeteilt worden sei, dass „mit Verfügung der 7. 
Strafkammer des Landgerichts Regensburg vom 05.01.2012 (…) Herrn Edward Braun die 
Verfügung der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth vom 21.12.2011 (…) in Abschrift zur 
Gewährung rechtlichen Gehörs zugesandt wurde“. Eine ausdrückliche Aufforderung an 
Braun, hierzu Stellung zu nehmen, habe man – so RiLG  begründungslos weiter –  
„nicht für notwendig erachtet“, so dass es „nach Zuwarten von zwei Wochen“ zum Erlass des 
Kammerbeschlusses gekommen sei. Zu dessen Inhalt führt er lediglich aus:  
 
 

„Soweit der Antragsteller vortragen lässt, dass der abgelehnte Richter an einer 
`groben Verfälschung des Sachverhalts´ mitgewirkt habe und dass (bezogen auf 
die Kammer in der damaligen Besetzung) `Eingaben von Bürgern umgefälscht´ 
worden seien, wird dieser Vorwurf zurückgewiesen.“ 
 

 
 
Eine Begründung erfährt diese Zurückweisung nicht. Insbesondere ließ sich der abgelehnte 
Richter nicht dazu herab, diejenigen Erwägungen mitzuteilen, die zum damaligen Verständnis 
der Ausführungen Brauns geführt hatten. 
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Noch mit Schriftsatz vom selben Tag (Anlage 6) nahm der Verteidiger des Beschwerdefüh-
rers hierzu Stellung und setzte sich – im Nachhinein betrachtet: in fast prophetischer Weise –  
insbesondere mit der soeben zitierten Schlusspassage der dienstlichen Stellungnahme des 
RiLG  auseinander:  
 
 

„Der abgelehnte Richter hat sich über den Ablehnungsgrund dienstlich zu äußern 
(§ 26 Abs. 3 StPO). Er weist den Vorwurf einer groben Verfälschung des Sachver-
halts zurück. Er sagt kein Wort mehr und lässt den Leser ohne Alternative. War es 
also keine Verfälschung des Sachverhalts? War die Behandlung der Eingabe des 
Bürgers Braun richtig? Hierzu scheint er sich nach wie vor zu bekennen.  
 
Dieser Mangel jeder Selbstkritik, diese Zurückweisung einer Sachverhaltsverfäl-
schung, die tatsächlich – für jedermann/jederfrau erkennbar – eine solche war, 
muss den Beschwerdeführer angst und bange machen, werden doch in seinem 
Wiederaufnahmegesuch eine Vielzahl von Sachverhaltsverfälschungen durch die 
7. Strafkammer des Landgericht Nürnberg-Fürth und ihres damaligen Vorsitzen-
den zum Thema und als Wiederaufnahmegrund geltend gemacht.  
 
Die Großzügigkeit des abgelehnten Richter(s) mit eigenen Fehlleistungen in der 
korrekten Sachverhaltserfassung wird für ihn auch der Maßstab bei der Beurtei-
lung der Fehlleistungen des VRiLG Brixner sein. Jedenfalls hat der Beschwerde-
führer gute Gründe, das zu befürchten.“ 
 
(a.a.O. S. 3 f.)8 
 
 

 
Mit am selben Tag per Telefax zugehendem Beschluss vom 15.07.2013 (Anlage 7) wies die 
Strafkammer den Befangenheitsantrag auf diesem von dem abgelehnten Richter in seiner 
dienstlichen Erklärung vorgezeichneten Weg zurück. Die Unbedenklichkeit der eigenen 
(früheren) Verfahrensweise leitet die Strafkammer daraus her, sie habe sich damals „erkenn-
bar der Meinung der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth angeschlossen, die hinsichtlich des 
Schreibens des Edward Braun beantragt hat, den Antrag als unzulässig zu verwerfen“ (a.a.O. 
S. 3). Sie verweist darauf, Edward Braun sei gerichtlicherseits immerhin kommentarlos die 
staatsanwaltschaftliche Verfügung übersandt worden, ohne dass dieser sich hierzu geäußert 
habe. Aus dieser Sachverhaltsschilderung folgt für die Strafkammer umstandslos:  
 
 

„Der abgelehnte Richter hat also durch die Mitwirkung an der Entscheidung der 7. 
Strafkammer des Landgerichts Regensburg in der damaligen Besetzung keinen 
Anlass dazu gegeben, aus Sicht eines vernünftigen Beteiligten Misstrauen in seine 
Unparteilichkeit zu begründen.“ 
 
(a.a.O. S. 4; meine Hervorhebung)  
 

 
 
                                                
8 Die Staatsanwaltschaft Regensburg hatte von einer Stellungnahme zu dem Ablehnungsgesuch abgesehen. 
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Hilfsweise merkt die Strafkammer an, die Besorgnis der Befangenheit bestünde auch dann 
nicht, wenn man das damalige Prozedere als rechtsfehlerhaft würdigen würde. Ein hierauf 
gestütztes Ablehnungsgesuch wäre nämlich nur dann erfolgversprechend gewesen, wenn der 
damals von der Kammer eingeschlagene Weg „völlig abwegig“ (a.a.O. S. 4) gewesen wäre. 
Dass dies nicht der Fall ist, folgt für die Strafkammer auch insoweit ohne weiteres9 daraus, 
„dass diese Ansicht im Vorfeld von der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth sowie im Be-
schwerdeverfahren von der Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg in der Verfügung vom 
12.03.2012 vertreten wurde“ (a.a.O. S. 6). Abschließend betont sie, durch ihre damalige  
Entscheidung sei „die Eingabe des Edward Braun auch nicht der aufklärenden Tätigkeit der 
Ermittlungsbehörden entzogen“ worden (a.a.O. S. 6). Näheres hierzu erfährt der Leser des 
Beschlusses wiederum nicht.  
 
 
 
 
 
6. Mit Schriftsatz vom 16.07.2013 (Anlage 8) begründete der Verteidiger seine mit Schrift-
satz vom 15.07.2013 gegen diese Entscheidung eingelegte sofortige Beschwerde. In ihm 
zeichnete er  anhand des aktenkundigen Ganges der Behandlung der Petition Edward Brauns 
nach, dass diese Annahmen der Strafkammer gänzlich haltlos waren: Bei unbefangener 
Betrachtungsweise sei nichts dafür zu erkennen gewesen, dass – wie von Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth, Landgericht Regensburg und Generalstaatsanwaltschaft Nürnberg unisono 
behauptet – das Anliegen Edward Brauns einer Auslegung als eines eigenständigen Wieder-
aufnahmeantrags zugänglich gewesen wäre. Insoweit belege der Gleichklang der Argumenta-
tion von Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth und Landgericht Regensburg nur, dass der 
abgelehnte Richter „an einer schwerwiegenden Pflichtverletzung der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth (…) unmittelbar unterstützend mitgewirkt (habe), indem er die Umfälschung 
der Braun´schen Petition in einen eigenen (alsdann unzulässigen) Wiederaufnahmeantrag als 
an dem Beschluss vom 25.01.2012 beteiligter Richter wiederholte“, und zwar mit der Folge, 
dass  
 
 

„der Brief des Bürgers Braun für die Dauer fast eines Jahres unbeachtet (blieb), bis 
er schließlich von der Staatsanwaltschaft Regensburg in ihren Anfang Dezember 
2012 einsetzenden Ermittlungen Beachtung gefunden und zu(r) Vernehmung des 
Edward Braun geführt hat“ 
 
(a.a.O. S. 6) 
 
 
 
 
 
 

                                                
9 Diese wiederholte Verweisung auf die Ansicht von Staatsanwälten lässt besorgen, dass aus Sicht der Straf-
kammer die Rechtsauffassungen einer ihr zuarbeitenden (jedenfalls bayerischen) Staatsanwaltschaft grundsätz-
lich über jeden Zweifel erhaben sind und deshalb gleichsam exkulpierende Wirkung entfalten können. 
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(Tatsächlich war infolge der Entscheidung der 7. Strafkammer des Landgerichts Re-
gensburg vom 25.1.2012 die Aufklärungsinitiative Brauns für die Dauer eines Jahres 
„aus dem Verkehr gezogen“. Erstmals durch die Staatsanwaltschaft Regensburg wurde 
Edward Braun am 22.1.2013 zu seinen zeugenschaftlichen Bekundungen gehört. Seine 
Aussage ist ein wesentlicher Bestandteil des von der Staatsanwaltschaft Regensburg 
am 18.3.1013 gestellten Wiederaufnahmegesuchs.) 

 
 
 
Mit Verfügung vom 17.07.2013 (Anlage 9) beantragte die Generalstaatsanwaltschaft Nürn-
berg – unter Hinweis auf Entscheidungen der Oberlandesgerichte Koblenz und Frank-
furt/Main –, die Beschwerde als unzulässig zu verwerfen, da § 28 Abs. 2 S. 2 StPO im Wie-
deraufnahmeverfahren entsprechend anwendbar sei. Zu abweichenden gerichtlichen Ent-
scheidungen heißt es in der Antragsschrift:  
 
 

„Die entgegenstehende Entscheidung des 2. Strafsenates des Oberlandesgerichts 
Frankfurt/Main (…) führt unter anderem aus, dass die Prozesslage der Ausnahme-
vorschrift des § 28 Abs. 2 S. 1 StPO für erkennende Richter in einer nur für be-
grenzte Zeit zu unterbrechenden Hauptverhandlung mit einem ohne besonderen 
Druck durchzuführenden Wiederaufnahmeverfahren in keiner Weise vergleichbar 
sei. Der vorliegende Fall beweist exemplarisch gerade das Gegenteil.“ 
 
(a.a.O. S. 1 u./2 o.) 

 
 
 
Welche Erwägungen sich hinter diesem abschließenden Satz verbergen – was ist am vorlie-
genden Fall „exemplarisch“? –, verdeutlicht der Antrag nicht. Eine inhaltliche Befassung mit 
dem Beschwerdevorbringen ist der Zuschrift ebensowenig zu entnehmen. Mit Schriftsatz vom 
18.07.2013 (Anlage 10) trat die Verteidigung dieser Rechtsauffassung der Generalstaatsan-
waltschaft unter Hinweis auf eine lege artis vorzunehmende Gesetzesauslegung entgegen 
(a.a.O. S. 1 f.) und vertiefte die Ausführung zur Begründetheit des Ablehnungsgesuches 
(a.a.O. S. 3 f.).  
 
 
Mit am selben Tag per Telefax zugehendem Beschluss vom 22.07.2013 (Anlage 11) verwarf 
der 1. Strafsenat des Oberlandesgerichts Nürnberg die Beschwerde als unzulässig und stützte 
dies auf eine „entsprechende Anwendung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO“ (a.a.O. S. 3), die er 
unter Hinweis auf den kontroversen Streitstand in Literatur und Rechtsprechung wie folgt 
begründete:  
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„Es entspricht gefestigter Rechtsprechung der Strafsenate des Oberlandesgerichts, 
in entsprechender Anwendung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO die Beschwerde gegen 
Verwerfung der Ablehnung eines Richters auch im Strafvollstreckungsverfahren 
und im Strafvollzugsverfahren als unzulässig zu verwerfen (…). Der Sinn der 
Norm und die Interessenlage der Beteiligten gebieten auch im Wiederaufnahme-
verfahren den Ausschluss der (sofortigen) Beschwerde. Durch § 28 Abs. 2 S. 2 
StPO soll – ähnlich wie durch § 305 StPO – sowohl eine Verzögerung des Verfah-
rens (…) als auch eine Zersplitterung der Rechtswege (…) verhindert werden. 
Grund hierfür ist nicht nur, dass im Erkenntnisverfahren eine Unterbrechung nur 
für bestimmte Zeit erfolgen kann (§ 229 StPO), sondern, dass eine zügige Durch-
führung des Verfahrens insbesondere wegen der schutzwürdigen Interessen des 
Beschuldigten, der häufig sogar in seinem grundrechtlich geschützten Freiheitsin-
teresse berührt ist, garantiert werden soll.“ 
 
(a.a.O. S. 3/4)  
 

 
 
Dass es im Interesse des Beschwerdeführers und dessen grundrechtlich geschützter Belange  
liege, die landgerichtliche Entscheidung keiner Überprüfung im Beschwerderechtszug 
zuzuführen, begründet der Senat wie folgt:  
 
 

„Diesbezüglich ist aber das Wiederaufnahmeverfahren vergleichbar mit dem Er-
kenntnisverfahren, steht diesem sogar näher als Strafvollstreckungs- und Strafvoll-
zugsverfahren. Im Probationsverfahren, der zweiten Stufe des Wiederaufnahme-
verfahrens, kann es zur Beweisaufnahme kommen. Es folgt eine Prüfung der Be-
weislage (z.B. beim Wiederaufnahmegrund des § 359 Nr. 5 StPO), unter Umstän-
den eingeschränkt (§ 370 Abs. 1 StPO) hinsichtlich der Möglichkeit einer anders-
lautenden Beweiswürdigung und Entscheidung. Wenn gemäß § 370 Abs. 2 StPO 
die Wiederaufnahme des Verfahrens angeordnet wird, ist die Rechtskraft des Aus-
gangsurteils beseitigt und das Verfahren in den Zustand vor Urteilserlass zurück-
versetzt. Es kann nicht weiter vollstreckt werden, der Beschuldigte ist folglich aus  
 
Strafhaft oder Unterbringung zu entlassen. Durch die Eröffnung von Zwischen-
rechtsbehelfen wie der Beschwerde in vorliegender Fallkonstellation ist eine Ver-
zögerung des Verfahrens zu befürchten, der die entsprechende Anwendung des § 
28 Abs. 2 S. 2 StPO entgegenwirken soll.“ 
 
(a.a.O. S. 4)  
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Inwieweit diese Erwägungen für die zum Zeitpunkt der oberlandesgerichtlichen Entscheidung 
vorliegende Verfahrenskonstellation – das Wiederaufnahmegericht hatte das Aditionsverfah-
ren noch gar nicht abgeschlossen –, einschlägig sein könnten, verdeutlicht der Strafsenat 
nicht. Stattdessen wendet er sich einer entgegenstehenden oberlandesgerichtlichen Entschei-
dung zu:  

 
 
„Die oben genannte Entscheidung des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts 
Frankfurt stützt ihr Ergebnis darauf, dass die Einschränkung des Beschwerderechts 
in § 28 Abs. 2 S. 2 StPO im Erkenntnisverfahren dadurch ausgeglichen wird, dass 
ein Urteil, an welchem ein befangener Richter mitgewirkt hat, einem absoluten 
Revisionsgrund (§ 338 Nr. 3 StPO) unterfällt und somit dieser Umstand bei An-
fechtung der Endentscheidung nochmals berücksichtigt werden kann. Im Wieder-
aufnahmeverfahren aber sei gegen die abschließende Entscheidung allenfalls die 
Beschwerde zulässig, die zu einer eigenen Sachentscheidung (§ 309 Abs. 2 StPO) 
des Beschwerdegerichts führe. Hierbei werde die Befangenheit des Richters der 
Auskunftsentscheidung nicht mehr geprüft, so dass dies letztlich zu einem Verlust 
einer Gerichtsinstanz führen könne (…).  
 
Dies überzeugt nicht, da auch in anderer Konstellation, bei unzweifelhafter, direk-
ter Anwendung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO die gleiche Folge eintreten kann. Wird 
z.B. ein Strafrichter beim Amtsgericht abgelehnt, die Ablehnung zurückgewiesen 
und das die 1. Instanz abschließende Urteil von einem Beteiligten mit der Beru-
fung angegriffen, ist anderen Beteiligten die Revisionseinlegung verwehrt (§ 335 
Abs. 3 StPO). Die Berufung aber führt, wie die Beschwerde, zu eigener Sachent-
scheidung durch die höhere Instanz, ohne dass die Befangenheit des Richters erster 
Instanz Auswirkungen entfaltet. Dies hat der Gesetzgeber offensichtlich in Kauf 
genommen, um die als höherwertig angesehene Zielsetzung der Verfahrensbe-
schleunigung zu erreichen.“ 
 
(a.a.O. S. 4/5) 

 
 
 
Dass gerade die angeblich den Gesetzgeber motivierende  „Verfahrensbeschleunigung“ es im 
vorliegenden Fall rechtfertige, die Frage der Befangenheit des RiLG  nicht im 
Beschwerdeweg zu überprüfen, macht der Strafsenat abschließend zum Gegenstand des 
folgenden – zurückhaltend formuliert – süffisanten Hinweises:  
 
 

„Wie bedeutsam gerade dieses Ziel ist, zeigt vorliegender Fall, in welchem der 
Untergebrachte bereits mit (Untätigkeits-)Beschwerde auf zeitnahe Entscheidung 
drang.“ 
 
(a.a.O. S. 5)10 

 
 
 

                                                
10 Angespielt wird auf das o.g. Verfassungsbeschwerdeverfahren. 
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IV. 
 

Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde 
 
 
 
 
Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig.  
 
 
Der Beschwerdeführer macht i. S. d. § 90 Abs. 1 BVerfGG geltend, durch die öffentliche 
Gewalt – hier die angefochtene Entscheidung des 1. Strafsenats des Oberlandesgerichts 
Nürnberg – in seinen Grundrechten aus Art. 19 Abs. 4 i.V.m. Art. 3 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 3 
GG verletzt worden zu sein.11  
 
 
Der Rechtsweg ist i.S.d. § 90 Abs. 2 S. 1 BVerfGG erschöpft.  
 
 
Die Verfassungsbeschwerdefrist des § 93 Abs. 1 S. 1 BVerfGG ist gewahrt.  
 
 
Die Voraussetzungen des § 93a Abs. 2 BVerfGG liegen vor. Der in der Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte nicht einheitlich beantworteten Frage nach der Zulässigkeit der analogen 
Anwendung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO u. a. im Wiederaufnahmeverfahren kommt grundsätz-
liche verfassungsrechtliche Bedeutung zu (§ 93a Abs. 2 a] BVerfGG)12. Mit Blick auf den 
unter III. geschilderten Verfahrensgang droht dem Beschwerdeführer durch die Versagung 
der Entscheidung zur Sache zudem deshalb ein besonders schwerer Nachteil (§ 93a Abs. 2 b) 
BVerfGG),13 weil damit zugleich die Bestimmung des gesetzlichen Richters (Art. 101 Abs. 1 
S. 2 GG) in dem Wiederaufnahmeverfahren irreversibel festgeschrieben wird14. 
 
 
 
 

 
                                                
11 S.o. unter II. 
12 Vgl. zum Maßstab Jahn, in: Jahn/Krehl/Löffelmann/Güntge, Die Verfassungsbeschwerde in Strafsachen, 
Heidelberg 2011, Rn. 46 ff. 
13 Vgl. zum Maßstab Jahn a.a.O. Rn. 51 ff. 
14 Dass wenige Tage nach Bekanntmachung des oberlandesgerichtlichen Beschlusses die Wiederaufnahmegesu-
che unter Mitwirkung des abgelehnten Richters als unzulässig (§ 368 Abs. 1 StPO) verworfen wurden, führt 
nicht zum Fortfall des Rechtsschutzinteresses. Würde der landgerichtliche Beschluss aufgehoben, wäre der 
abgelehnte Richter wieder für die Entscheidung zuständig, sofern nicht die Verweisung an eine andere Kammer 
erfolgen würde. 
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V. 
 

Begründetheit der Verfassungsbeschwerde 
 
 
Die Verfassungsbeschwerde ist begründet. Die Auffassung des Oberlandesgerichts Nürnberg, 
der Zulässigkeit der sofortigen Beschwerde des Beschwerdeführers gegen den dessen Ableh-
nungsgesuch zurückweisenden Beschluss des Wiederaufnahmegerichts stehe die analoge 
Anwendbarkeit des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO entgegen, beeinträchtigt in objektiv willkürlicher 
Weise (Art. 3 Abs. 1 GG) und unter Verletzung des Rechtsstaatsgebots (Art. 20 Abs. 3 GG) 
dessen Grundrecht aus Art. 19 Abs. 4 GG, indem ihm ohne gesetzliche Grundlage und ohne 
das Vorliegen der Voraussetzungen für eine analoge Anwendung dieser Vorschrift die grund-
sätzlich gesetzlich eröffnete Möglichkeit geraubt wird, Rechtsschutz gegen die wiederauf-
nahmegerichtliche Verwerfung des Ablehnungsgesuchs (und die damit einhergehende Be-
stimmung der Gerichtsbesetzung im Wiederaufnahmeverfahren selbst) zu erlangen.  
 
 
 
 
 
1. Die Verfassungsbeschwerde betrifft die fachgerichtliche Anwendung einer einfachrechtli-
chen Verfahrensnorm über den Ausschluss einer Rechtsschutzmöglichkeit. Verfassungsge-
richtliche Hilfe kann sich der Beschwerdeführer deshalb nur dann versprechen, wenn spezifi-
sches Verfassungsrecht durch die fachgerichtliche Entscheidung verletzt worden ist. Das setzt 
voraus, dass das Fachgericht 
 
 

• insbesondere im Kontext einer den Grundrechtsträger benachteiligenden analogen 
Anwendung einer einfachrechtlichen Norm die verfassungsrechtlichen Vorgaben an 
diese richterrechtliche Auslegung grundsätzlich verkannt oder aber im Einzelfall in 
unvertretbarer Weise angewendet hat (Art. 3 Abs. 1 GG)15. 

                                                
15 Vgl. nur beispielhaft BVerfG 1 BvR 1670/09 vom 20.04.2010 (in BVerfGK 17, 240, 242/243): „Zur verfas-
sungsmäßigen Ordnung in diesem Sinne gehören nicht nur die vom Normgeber gesetzten verfassungsmäßigen 
Vorschriften, sondern auch deren Auslegung und ebenso die im Wege zulässiger Rechtsfortbildung gewonnenen 
Entscheidungen (vgl. BVerfGE 74, 129 <152>; 111, 54 <81 f.>). Auch aus dem in Art. 20 Abs. 3 GG angeord-
neten Vorrang des Gesetzes folgt kein Verbot für den Richter, gegebenenfalls vorhandene gesetzliche Lücken im 
Wege der richterlichen Rechtsfortbildung zu schließen (vgl. BVerfGE 108, 150 <160>); die Befugnis der 
Gerichte zur Fortbildung des Rechts ist anerkannt (vgl. BVerfGE 111, 54 <82> m.w.N.). Die richterliche 
Entscheidungsbefugnis ist allerdings durch Art. 20 Abs. 2 und 3 GG begrenzt (vgl. BVerfGE 96, 375 <394 f.>; 
111, 54 <82>; 113, 88 <103 f.>). Die Auslegung des einfachen Gesetzesrechts einschließlich der Wahl der 
hierbei anzuwendenden Methode ist Sache der Fachgerichte und vom Bundesverfassungsgericht nicht umfassend 
auf ihre Richtigkeit zu untersuchen. Das Bundesverfassungsgericht beschränkt seine Kontrolle, auch soweit es 
um die Wahrung der Kompetenzgrenzen aus Art. 20 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 GG geht, auf die Prüfung, ob das 
Fachgericht bei der Rechtsfindung die gesetzgeberische Grundentscheidung respektiert und von den anerkannten 
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• bei seiner Gesetzesauslegung die aus Art. 19 Abs. 4 GG folgenden Anforderungen an 

die Auslegung der den Rechtsschutz eröffnenden einfachgesetzlichen Vorschriften 
verkannt und insbesondere dem auch von der Rechtsprechung zu beachtenden verfas-
sungsrechtlichen Postulat der Rechtsmittelklarheit16 nicht ausreichend Rechnung ge-
tragen hat17. 

 
• oder sonst verfassungsrechtliche Belange (z.B. Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG), die durch die 

Entscheidung berührt werden, nicht ausreichend berücksichtigt hat. 
 
 
 
 
 
2. Unter Zugrundelegung dieser verfassungsrechtlichen Vorgaben erweist sich die Entschei-
dung des OLG Nürnberg als verfassungsrechtlich unvertretbar. 
 
 
a) Hierzu seien zunächst die dem Antrag des Generalstaatsanwalts parierenden Überlegungen 
der Verteidigung wiederholt18, denen das Oberlandesgericht in beredter Weise kein einziges 
Wort widmet: 
 

 
„Erkennende Richter sind die Richter, die berufen sind, in der Hauptverhandlung 
mitzuwirken. Die Eigenschaft als erkennender Richter – so das Oberlandesgericht 
Nürnberg in strikter Auslegung des Gesetzes – beginnt mit der Eröffnung des  
 
 

                                                                                                                                                   
Methoden der Gesetzesauslegung in vertretbarer Weise Gebrauch gemacht hat (vgl. BVerfGE 82, 6 <11 ff.>; 96, 
375 <395>; 122, 248 <257 f.>; BVerfG, Beschluss der 2. Kammer des Ersten Senats vom 21. Dezember 2009 - 
1 BvR 2738/08 -, juris <Rn. 25>).“ 
16 BVerfG 1 PBvU 1/02 vom 30.04.2003, Rn. 64  (HRRS): „Wesentlicher Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips 
ist der Grundsatz der Rechtssicherheit. Er wirkt sich im Bereich des Verfahrensrechts unter anderem in dem 
Postulat der Rechtsmittelklarheit aus. Das rechtsstaatliche Erfordernis der Messbarkeit und Vorhersehbarkeit 
staatlichen Handelns führt zu dem Gebot, dem Rechtsuchenden den Weg zur Überprüfung gerichtlicher Ent-
scheidungen klar vorzuzeichnen (vgl. BVerfGE 49, 148 <164>; 87, 48 <65>). Die rechtliche Ausgestaltung des 
Rechtsmittels soll dem Bürger insbesondere die Prüfung ermöglichen, ob und unter welchen Voraussetzungen es 
zulässig ist. Sind die Formerfordernisse so kompliziert und schwer zu erfassen, dass nicht erwartet werden kann, 
der Rechtsuchende werde sich in zumutbarer Weise darüber Aufklärung verschaffen können, müsste die 
Rechtsordnung zumindest für eine das Defizit ausgleichende Rechtsmittelbelehrung sorgen (vgl. BVerfGE 93, 
99 <108>). Diese kann aber zuverlässig nur erteilt werden, wenn die Zulässigkeitsvoraussetzungen des jeweili-
gen Rechtsbehelfs in der Rechtsordnung geregelt sind.“ 
17 BVerfG 1 BvR 538/06 und 2045/06 vom 27.02.2007, Rn. 68: „Art. 19 Abs. 4 GG gewährleistet dem Bürger 
die Effektivität des Rechtsschutzes im Sinne eines Anspruchs auf eine wirksame gerichtliche Kontrolle (vgl. 
BVerfGE 40, 272 <274 f.>; 54, 94 <96 f.>). Das Rechtsmittelgericht darf ein in der jeweiligen Rechtsordnung 
eröffnetes Rechtsmittel daher nicht ineffektiv machen und für den Beschwerdeführer "leer laufen" lassen (vgl. 
BVerfGE 78, 88 <99>). Vgl. ergänzend Enders, in: Epping/Hillgruber, GG, Art. 19, Rn. 78; Krehl, in: Jahn u.a. 
a.a.O. Rn. 443 ff. (jeweils  m.w.N.). 
18 Unter Weglassung der Fussnoten. 
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Hauptverfahrens. Sie endet mit der Eröffnung des Urteils. Einer analogen Anwen-
dung des § 28 Abs. 2 Satz 2 StPO auf Richter, die möglicherweise einmal in ei-
nem späteren Stadium eines Wiederaufnahmeverfahrens erkennende Richter wer-
den, steht bereits entgegen, dass für diesen Fall eine planwidrige Regelungslücke 
bestehen müsste. Diese ist aber nicht gegeben, vielmehr regelt § 28 Abs. 2 Satz 1 
StPO die generelle gesonderte Anfechtbarkeit eines Beschlusses, durch den die 
Ablehnung eines nicht im Rahmen einer Hauptverhandlung erkennenden Richter 
als unzulässig verworfen oder als unbegründet zurückgewiesen wurde, mit der so-
fortigen Beschwerde. 
 
Eine Regelungslücke ist erst recht deshalb zu verneinen, weil die Motive zeigen, 
dass der in § 28 Abs. 2 Satz 2 StPO getroffenen Regelung der Charakter einer 
Ausnahme zukommen sollte. In den Motiven des Entwurfs einer Strafprozessord-
nung, wie sie mit Schreiben des Reichskanzlers Bismarck vom 29.10.1874 dem 
Reichstag zugeleitet worden sind, wird ausdrücklich festgehalten, dass „das Recht 
der Betheiligten auf Beurtheilung der Sache durch einen unbefangenen Richter 
gerade eines der wichtigsten Rechte“ sei. In der Republik des Grundgesetzes 
kommen noch das Grundrecht aus Artikel 101 Abs. 1 Satz 2 GG (Anspruch auf 
den gesetzlichen Richter, zu dem der befangene Richter nicht gehört) sowie der 
aus dem Rechtsstaatsprinzip und den Grundrechten sich herleitende allgemeine 
Justizgewährleistungsanspruch hinzu: 
 
‚Das Ablehnungsverfahren der StPO einschließlich des sofortigen Beschwerdever-
fahrens dient der Feststellung des gesetzlichen Richters, der im jeweiligen Verfah-
ren zur Mitwirkung an einer Entscheidung berufen ist. Eine Einschränkung der 
Rechtsmittelmöglichkeiten in diesem Bereich erscheint dem Senat im Hinblick auf  
Art. 101 Abs. 1 Satz 1 GG nur dort zulässig und sinnvoll, wo andere, gleichrangi-
ge Interessen eine Verfahrensbeschleunigung erfordern. Dies ist im Erkenntnisver-
fahren nach Eröffnung des Hauptverfahrens der Fall, nicht jedoch in einem Ver-
fahren über einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach dem Strafvollzugsge-
setz.‘ 
 
Gleiches gilt für das Wiederaufnahmeverfahren. Zur Zeit befinden wir uns im Adi-
tionsverfahren, noch nicht einmal im Probationsverfahren. In beiden Verfahrens-
abschnitten ist der erneute Eintritt in ein Hauptverfahren völlig ungewiss.“19 
 
 
 

 
b) Das Oberlandesgericht hat diese Argumentation der Verteidigung nicht aufgegriffen, 
geschweige denn dargelegt, das von ihm bevorzugte Verständnis des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO 
lasse sich methodologisch in einwandfreier Weise begründen. Das ist nicht begreiflich: 
 
 
 
 
 
 

                                                
19 Anlage 10, S. 2. 
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Jeder junge Jurist weiß bereits nach Absolvierung der ersten Semester, welche gedanklichen 
Operationen ein Rechtsanwender zu vollziehen hat, um  in unbedenklicher Weise die (gar 
analoge) Anwendung einer gesetzlichen Vorschrift (hier: des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO im 
wiederaufnahmerechtlichen Aditionsverfahren) bejahen zu dürfen20. Insbesondere folgende 
Fragen hätte sich der Senat zur Beantwortung vorlegen müssen: 
 
 

• Welche Auslegungsspielräume eröffnet der Wortlaut der Norm? 
 
• Was gibt die Entstehungsgeschichte der Norm für deren Anwendung her? 
 
• In welche Auslegungsrichtung deutet der systematische Zusammenhang, in dem die 

Vorschrift steht? 
 
• Welches Gesetzesverständnis legen Sinn und Zweck der Vorschrift nahe? 
 
• Welche verfassungsrechtlich geschützten Belange sind bei der Auslegung zu berück-

sichtigen? 
 
• Und schließlich für den Fall einer analogen Anwendung: Ist die Vorschrift kompe-

tenzrechtlich einem derartigen Verständnis zugänglich? Liegen die Voraussetzungen 
einer Analogie, insbesondere eine planwidrige Regelungslücke, vor? 

 
 
 
Wie geht der Senat stattdessen vor? 
 
 

• Er stellt fest, dass die Beantwortung dieser Rechtsfrage in Rechtsprechung und Litera-
tur umstritten ist, steuert aber von vorneherein und umstandslos auf die Prüfung einer 
analogen Anwendung der Vorschrift zu21. Dass die rechtlichen Voraussetzungen für 
eine richterrechtliche Ausdehnung des Anwendungsbereichs der Norm im Wege der 
Analogie22 vorliegen, begründet der Senat hingegen mit keinem Wort und spielt sich 
damit letztlich als Gesetzgeber auf. 

 

                                                
20 In der Kommentierung von Meyer-Goßner (StPO, 56. Aufl., Einl., Rn. 190 – 202) sind sie - auch für jeden 
Praktiker greifbar - pointiert zusammengefaßt. 
21 Anlage 11, S. 3 o.: „In entsprechender Anwendung des § 28 Abs. 2 Satz 2 StPO ist jedoch auch im Übrigen 
eine Anfechtung der Zurückweisung eines Ablehnungsantrages im Wiederaufnahmeverfahren nicht mit der 
(sofortigen) Beschwerde anfechtbar.“ 
22 Vgl. nur BVerfGE 115, 51, 74 (Sondervotum Haas): “Eine Analogie setzt voraus, das eine vom Gesetzgeber 
unbeabsichtigt gelassene Lücke vorliegt und diese Planwidrigkeit aufgrund konkreter Umstände positive 
festgestellt werden kann, andernfalls sonst jedes Schweigen des Gesetzgebers – und das ist der Normalfall, wenn 
er etwas nicht regeln will – als planwidrige Lücke im Wege der Analogie von den Gericht ausgefüllt werden 
könnte (vgl. Canaris, Die Feststellung von Lücken im Gesetz, 2 Auflage 1983, S. 51).“ 



Seite 19 

 
• Alsdann nimmt er auf die den Beschwerdeausschluss bejahende „gefestigte Recht-

sprechung der Strafsenate des Oberlandesgerichts“23 in Strafvollstreckungs- und 
Strafvollzugsverfahren Bezug. 

 
• Dieser bloße Hinweis auf jeweils eine Entscheidung des 1 .und 2. Strafsenats des OLG 

Nürnberg aus dem Jahr 2011 trägt nach Auffassung des Senats ohne nähere Erläute-
rung gedanklich den Schluss, dass „der Sinn der Norm und die Interessenlage der Be-
teiligten“24 die Erstreckung dieser Vorschrift auf das Wiederaufnahmeverfahren recht-
fertigten. 

 
• „Verzögerung des Verfahrens“ und „Zersplitterung der Rechtswege“ sind nach Auf-

fassung des Senats25 die prozessualen Entwicklungen, die durch die Norm verhindert 
werden sollen. 

 
• Dass im (zum Entscheidungszeitpunkt noch nicht abgeschlossenen) Aditionsverfah-

ren, also vor einer Entscheidung gem. § 368 StPO, diese Gefahren bestehen, würde die 
Rechtsschutzmöglichkeit nicht geschlossen, legt der Senat nicht dar. 

 
• Stattdessen spielt er (in letztlich paternalistischer Weise) das Rechtsschutzinteresse 

des Beschwerdeführers gegen den Beschleunigungsgrundsatz aus und verweist darauf, 
dieser schütze auch gerade dessen „grundrechtlich geschützte(s) Freiheitsinteresse“26. 

 
• „Diesbezüglich“ – so die etwas  nebulöse Formulierung des Senats – stehe das Wie-

deraufnahmeverfahren dem Erkenntnisverfahren „sogar näher“ als diejenigen Verfah-
rensarten, von denen die oberlandesgerichtliche Argumentation ihren Ausgang 
nahm27. 

 
• Statt wenigstens jetzt das für seine Entscheidung einschlägige wiederaufnahmerechtli-

che Verfahrensstadium in den Blick zu nehmen, wendet sich der Senat – trotz der 
oben wiedergegebenen Hinweise der Verteidigung28 - dem Probationsverfahren und 
der Situation nach Wiederaufnahme des Verfahrens zu. Letzteres ist unbehelflich, da 
mit der Entscheidung gem. § 370 Abs. 2 StPO die Normen über das Hauptverfahren 
Anwendung finden, die den Senat umtreibende analoge Anwendung des § 28 Abs. 2 
S. 2 StPO also überhaupt nicht im Raum stehen kann (vgl. § 373 StPO). Was bleibt, ist 
allein der Hinweis des Senats darauf, es könne im Probationsverfahren zu Beweisauf-
nahmen kommen. 

 
 
 

                                                
23 Anlage 11, S. 3 u. 
24 A.a.O. S. 3 u. 
25 A.a.O. S. 3 u. 
26 A.a.O. S. 4 o. 
27 A.a.O. S. 4. 
28 Anlage 10, S. 2. 
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• Auf dieser schmalen gedanklichen Grundlage hält der Senat dann einer die Gegenan-

sicht vertretenden obergerichtlichen Entscheidung vor, sie verkenne insoweit diese 
„Interessenlage des Betroffenen“29. Zur Begründung verweist er darauf, es gebe auch 
im Bereich der unmittelbaren Anwendung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO Fälle, in denen es 
– etwa mit Blick auf die Berufungsinstanz –  nicht zu einer Anfechtbarkeit der Ver-
werfung eines Ablehnungsgesuches kommen könne30. 

 
• Mit diesem Hinweis schließt sich der gedankliche Kreis, in dem sich die oberlandes-

gerichtliche Argumentation dreht: Dass der Gesetzgeber dieses Ergebnis in Kauf ge-
nommen habe, belege – so die durch nichts unterfütterte Spekulation des Senats – den 
Stellenwert, den der Gesetzgeber der „als höherwertig angesehene(n) Zielsetzung der 
Verfahrensbeschleunigung“31 beigemessen habe32 und die im Interesse des Beschwer-
deführers dazu führen müsse, dass jegliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Zu-
rückweisung seines Ablehnungsgesuches zu unterbleiben habe. 

 
 
 
Zieht man mit Blick auf diese - wie dargelegt - bereits in sich brüchige Argumentation des 
Oberlandesgerichts eine Bilanz, so ergibt sich folgendes verfassungsrechtlich desolates Bild: 
 
 

• Den Wortlaut des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO („… so kann sie nur zusammen mit dem Ur-
teil angefochten werden.“) berücksichtigt das Beschwerdegericht in seiner Entschei-
dung überhaupt nicht. 

 
• Vorstellungen des Gesetzgebers werden nur spekulativ erwogen, der diesbezügliche 

Sachvortrag der Verteidigung mit Schweigen übergangen. 
 
• Systematische Überlegungen (etwa zum Regelungsinhalt des § 372 StPO, aber auch 

zum Ausnahmecharakter des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO) stellt das Oberlandesgericht nicht 
an. 

 
• Der Regelungszweck der Norm wird völlig losgelöst von der zu behandelnden Verfah-

renssituation (Aditionsverfahren) schlagwortartig dargelegt. Dass eine in diesem Zu-
sammenhang erwähnte Zersplitterung der Rechtswege droht, wird nicht aufgezeigt. 

 
 
 
 
 

                                                
29 Anlage 11,  S. 4 u. 
30 A.a.O. S. 4 u./5 o. 
31 A.a.O. S. 5. 
32 Wie sich dies mit der Annahme einer analogiefähigen Rechtslage vereinbart, deckt der Senat allerdings nicht 
auf. 
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• Dass die Verfahrenssituation im Aditionsverfahren nicht mit den Konstellationen des 

Erkenntnisverfahrens vergleichbar ist, weil dort entweder auf der Grundlage einer zu-
lässig erhobenen Verfahrensrüge eine Möglichkeit der Überprüfung der Ablehnungs-
entscheidung - und zwar im Hinblick auf § 28 Abs. 2 S. 2 StPO ausnahmsweise33 - 
nach Beschwerdegrundsätzen im Revisionsverfahren besteht oder - im Berufungsver-
fahren - eine zweite autonome Tatsacheninstanz existiert, durch die der Zusammen-
hang zu dem früheren Ablehnungsverfahren normativ zerschlagen wird, verkennt der 
Senat vollständig. 

 
• Ob mit Blick auf Art. 101 Abs. 2 S.1 GG die Versagung einer Rechtsschutzmöglich-

keit unbedenklich ist, kommt dem Senat nicht in den Blick. 
 

• Dass das Justizgrundrecht des Art. 19 Abs. 4 GG bzw. der allgemeine Justizgewähr-
leistungsanspruch berührt sein könnten, erwägt das Oberlandesgericht überhaupt 
nicht; er hält es deshalb für unbedenklich, dass jede höherinstanzliche Kontrolle der 
Behandlung des Ablehnungsgesuches unterbleibt.  

 
• Stattdessen fungiert das verfassungsrechtliche Verzögerungsverbot als grundrechtsein-

schränkender argumentativer Joker unter dem Stichwort „Beschleunigungsgrund-
satz“34. 

 
• Dass die auch wegen der staatsrechtlichen Kompetenzverteilung (Art. 20 Abs. 3 GG) 

verfassungsrechtlich relevanten Voraussetzungen einer analogen (grundrechtsein-
schränkenden) Anwendbarkeit des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO vorliegen, legt der Senat 
nicht dar. 

 
 
 
 
 
c) Lapidar heißt es in der Kommentierung des § 28 Abs. 2 S. 2 StPO aus der Feder einer 
Bundesrichterin: 
 

 
„Eine entsprechende Anwendung des § 28 Abs.2 Satz 2 im Wiederaufnahmever-
fahren ist abzulehnen (…), da für den Ausschluss der Beschwerde keine Veranlas-
sung besteht.“35 
 

 
 
 
 

                                                
33 Vgl. Meyer-Goßner a.a.O. § 338, Rn. 25 ff. 
34 Vgl. zur Problematik nur Fezer, in: Festschrift für Widmaier, Heidelberg 2008, S. 177 ff. 
35 Cirener, in: Beck-OK, StPO, Stand: 28.01.2013, § 28, Rn. 9.4. 
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Die Substanzlosigkeit der oberlandesgerichtlichen Argumentation bestätigt auch aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht die Richtigkeit dieses Befundes. 

 
 
 
 
 

 
VI. 

 
Antrag 

 
 
Ich beantrage  
 
 

festzustellen, dass der Beschluss des Oberlandesgerichts Nürnberg – 1. Straf-
senat - vom 22.07.2013 (1 Ws 333/13 WA) das Willkürverbot des Art. 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes sowie das Rechtsstaatsgebot des Art. 20 Abs. 3 des Grund-
gesetzes in Verbindung mit den Rechtsschutzgewährleistungen des Art. 19 
Abs. 4 des Grundgesetzes (bzw. des allgemeinen Justizgewährleistungsan-
spruchs) verletzt. 
 
 
 

Weiterhin beantrage ich. 
 
 

den Beschluss aufzuheben und die Sache zu neuer Entscheidung an einen ande-
ren Strafsenat des Oberlandesgerichts Nürnberg zurückzuverweisen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Rechtsanwalt 







 

 

         

      

              
            

 
                   

            
          

           
           

     

            
           

           
               

          
          

              
      

               
            

            
           

               
    

             
     

              
        

            
             

           
    



 

 

           
              

      

              
      

               
              
     

               
          
     

               
              

             
        
        

           
     

            
     

                
              

      
                

               
      
              
         

            
              

        

               
        

               
       

              
           

              
    

            
          





 

 
  
  

   
  
  

    
  

     

  

   

      

   

             
              

           
             

            
 

      

               
          
    

               
             

           
          

          
 

        
         

         
     

            
     



 

 

           
          

       

              
                  

                
 

            
            

         
             

     

               
             

            
            

     

             
         

          
           

          
  

      
      







       

       



      

     

  

  

 

   

 

            

       

           

            



 

 

          

          

           

             

              

         

            

         

               

             

   

 
          

      

          

         

        

         

           

                



 

 

 

           

              

   

             

      

            

              

         

               

             

        

 

              

  



      
  

 

    
  

  

  
   

              

       

   

 

         

         
  

     

   
    

        
              

       
   



  

                   
    

       
            

    
             

  
       

           

           
         

  

           
           
             

               
 

              
                 

            
  

 

                 
            

     



 

 

  

              
           

          
       

           

        

 
           

          
          

   

               
           

         
    
         
          

       
       

       

              
                

           
           

     

        
           

     
   

  





             

    
      

     

  
             

    

         

                

           

                

          

  

    

  
                 
                

            

          

                

                 

             

  

              

                

         

   



 

       
  

 

    
  

 

  
   

              

       

   

 

        

          

                
   

    
    

        
             

       
  



 

   

             
            

           
             

            
    

              
     

           
         

          
         

              
             

       
         

    
             

  
       

          

          
            





 

         
          

 

           
            

            
 

    

           



 

            

   

          

   

             
   

      
   

 
           

        

  

        

 

           
      

 



 

 

            

  

 

            
            
      

             
           

         
            

          
            

         
               

              
           
  

             
            

           
                

          

             
              

             
   

            
  

            
              

           
             

           
          

           

 



 

            

           

             
            
    

 

             
            

                

             
            
              

 

           
     

 

               
             

            
            

           
           

           
           

        
                 

         

            
              

            
            
              
          

                
               

         
            

              
             

 

 

 





      
  

 

    
  

  

  
   

              

       
      

   

 

        

          
             

       

    
    

        
          

       
  



  

                
    

       
         

    
             

  
       

      

           
          

  

           
           
             

               
  

             
                 

            
 

                  
           

     



  

              
         

              
           

       

           
            

           
             

   

          
             

             
           

         
              

         
         

        
              

           
          

          
        

            
       

        
          

          
          

            
        

     

       



  

             
          

              
         

             
               

        
            

         
          

            
              

       
            

             
           

          
    

         
          

       
         

          
     

           
            

        
             

       
       

            
      

       

            





  

                
          

    

          
        

         
              

          
          

 

           
          

              
              

         
          

             
           

              
           

                
    

                
              

               
           

              
          

            
          

    







 

 

        
  

  
  

  
    

         

    

   

 

        

  

   

 

            
          

         
               
               

                
           

    

      
      

        
             

     
  





  

               
         

            
        
        

                 
       

             
         
         

      

             
        

        
         

    
             

  
       

       

           
            

           
        

            
            

            
        



     

              
        

 

               
       

  



            

  

     
     
        

      

    

   
         

  
         
       

  

  

 

          

  

 

        
          

          

  



              

     

  

 

          

             
      

              

         
        

             
 

         

           

           

         

  

           

           

   

          

         

            

        

                 

     



              

      

 

               

   

                 

                    

               

     

                 

         

       

                 

         

              

             

      

        

       

         

              

         

           

           

                       
   

           

               

            

                

           

           



              

      

           

        

       

          

          

          

              

         

              

           

               

           

           

             

  

          

          

           

              

              

              

           

         

          

             

              

          

           

                    

             






